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Änderungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 1 1 /4909, 1 1/6633 — 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Nr. 9 {§ 27 Abs. 3) wird wie folgt geändert: 

Buchstabe a 1 der Beschlußempfehlung erhält folgende Fassung: 

,a 1) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die zuständige Behörde hat Dritten Einsicht in die 
nach Absatz 1 und Absatz 5 vorgelegten Erklärungen zu ge- 
währen. Einzelangaben der Erklärungen dürfen nicht zu- 
gänglich gemacht werden, wenn aus diesen Rückschlüsse 
auf Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gezogen werden 
können. “ 

Bonn, den 14. März 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Eine öffentliche Kontrolle von Betreibern und Behörden während 
der Überwachungsphase fehlt bisher fast vollständig. Die Verwal- 
tungstätigkeit deutscher Behörden ist vom Grundsatz der Ge- 
heimhaltung geprägt. In einem bemerkenswerten Urteil hat das 
Verwaltungsgericht Augsburg im Januar 1989 dieser Geheimhal- 
tungspraxis Recht gegeben. Nach Auffassung des Gerichtes 
haben selbst in der Nähe von Industriebetrieben wohnende Men- 
schen keinen Rechtsanspruch darauf, über Art und Menge der 
Schadstoffabgabe der Unternehmen informiert zu werden 
(Papierfabrikurteil, Az.: Au 4K 87 A.1169). Das Gericht verwies 
auf § 27 Abs. 3 BImSchG. 

Eine der Hauptursachen des Vollzugsdefizits ist es, daß sich die 
Behörden mangels entsprechender Vorgaben durch den Gesetz- 
geber gegenwärtig nicht in der Lage sehen, die vorhandenen 
Ansprüche Dritter auf Akteneinsicht zu erfüllen. 

Die Neufassimg des Absatzes 3 soll nunmehr mit einer behörd- 
lichen Verpflichtung zur Akteneinsicht Dritten gegenüber ver- 
sehen werden. Hinsichtlich der Geheimhaltungspflicht wird 
auf den Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 
11/5242, S. 15 f., Begründung zu Artikel 1 Nr. 8, Rdnr. 1) verwie- 
sen. Diese Regelung begründet sich in einer besseren Durch- 
schaubarkeit der Emissionssituation für den interessierten Bürger. 
Sie kommt dem stark gewachsenen Öffentlichkeitsinteresse auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes entgegen. Gleichzeitig ist sie ein 
weiterer Anhalt für die Behörden, den Belangen des Umwelt- 
schutzes größere Bedeutung beizumessen. 
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